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Der Beklagte wird verurteilt, unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 21.02.2001
und des Widerspruchsbescheides vom 27.03.2001 bei dem KlÃ¤ger einen Gesamt-
GdB von 50 ab Oktober 2000 festzustellen. Der Beklagte trÃ¤gt die
auÃ�ergerichtlichen Kosten des KlÃ¤gers.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten um die HÃ¶he des Grades der Behinderung (GdB) nach dem
Neunten Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX â�� Rehabilitation und Teilhabe
behinderter Menschen).

Mit Abhilfebescheid vom 24.07.2000 hatte das Versorgungsamt bei dem 1958
geborenen KlÃ¤ger einen Grad der Behinderung von 30 festgestellt. Dem lagen
folgende FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen zugrunde: BG-Leiden: KnÃ¶chern fest
verheilter Bruch des linken Schien- und Wadenbeines mit AuÃ�enfehlstellung des
FuÃ�es, endgradiger BewegungseinschrÃ¤nkung des oberen und unteren
Sprunggelenkes, Minderung der Muskulatur des Beines, Gang- und
Standbehinderung, Kalksalzminderung der Knochen im Bruchbereich sowie
subjektiven Beschwerden (Einzel-GdB 20); WirbelsÃ¤ulenbeschwerden,
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Bandscheibenleiden (Einzel-GdB 20).

Die weitere WiderspruchsbegrÃ¼ndung des KlÃ¤gers ging im damaligen
Verwaltungsverfahren erst nach Erlass des Widerspruchsbescheides ein, sodass der
Beklagte dieses Schreiben des KlÃ¤gers vom Oktober 2000 als Antrag auf
Feststellung eines hÃ¶heren GdB auslegte und dem KlÃ¤ger ein
Ã�nderungsantragsformular Ã¼bersandte. In diesem teilte der KlÃ¤ger eine neu
aufgetretene GesundheitsstÃ¶rung (Diabetes mellitus) mit. Das Versorgungsamt
zog den aktuellen Bescheid der GroÃ�handels- und Lagerei-Berufsgenossenschaft
bei, ausweislich dessen die MdE fÃ¼r die Folgen des Berufsunfalls nach wie vor 20
betrug und holte Befundberichte von den Allgemeinmedizinern Dr. N. und Dr. H. ein.
Der versorgungsÃ¤rztliche Berater erkannte als weitere FunktionsbeeintrÃ¤chtigung
einen Diabetes mellitus an, den er mit einem GdB von 30 bewertete, sodass mit
Bescheid vom 21.02.2001 der Gesamt-GdB auf 40 festgestellt wurde. Hiergegen
erhob der KlÃ¤ger fristgerecht Widerspruch und bat um Ã�berprÃ¼fung der
Bewertung. Dieser Anregung kam der Beklagte nicht nach, sondern wies mit
Widerspruchsbescheid vom 27.03.2001 den Widerspruch als unbegrÃ¼ndet
zurÃ¼ck.

Der KlÃ¤ger hat am 27.04.2001 Klage erhoben, mit der er zunÃ¤chst die
Feststellung eines GdB von 50 und des Vorliegens der gesundheitlichen
Voraussetzungen des Nachteilsausgleich "G" beantragt hat. Er sieht unter
BerÃ¼cksichtigung seiner orthopÃ¤discher BeeintrÃ¤chtigung und besonders der
Folgen des Diabetes die Schwerbehinderteneigenschaft als erreicht an.

Der KlÃ¤ger hat beantragt,

den Beklagten zu verurteilen, unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 21.02.2001
in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 27.03.2001 einen Gesamt-Grad der
Behinderung von 50 ab Oktober 2000 festzustellen.

Der Beklagte hat beantragt,

die Klage abzuweisen.

Der Beklagte hÃ¤lt den Gesamt-Behinderungszustand von 40 fÃ¼r angemessen
und verweist auf die AusfÃ¼hrungen im Widerspruchsbescheid.

Das Gericht hat Beweis erhoben durch Einholung von Befundberichten von dem Arzt
H. und von dem Allgemeinmediziner und Diabetologen Dr. N. Sodann hat es zur
Frage, welche FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen bei dem KlÃ¤ger vorliegen, die die
Teilhabe des KlÃ¤gers am Leben in der Gesellschaft beeintrÃ¤chtigen und welcher
GdB dadurch bedingt wird, SachverstÃ¤ndigengutachten von dem Internisten und
Diabetologen Dr. F. vom April 2002 und dem OrthopÃ¤den Dr. P. vom Februar 2002
eingeholt. Wegen des Inhalts der Gutachten wird auf Bl. 44 ff. und 68 ff. der
Gerichtsakte Bezug genommen.

Dr. F. als Hauptgutacher hat den Gesamt-GdB auf 50 geschÃ¤tzt und dabei als
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FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen einen Diabetes mellitus Typ II mit intensivierter
Insulinbehandlung mit einem Einzel-GdB von 40, ein rechts betontes
Lumbalsyndrom mit einem Einzel-GdB von 20, das BG-Leiden mit einem Einzel-GdB
von 20 und eine ekzematÃ¶se VerÃ¤nderung der rechten Hand mit einem Einzel-
GdB von 10 berÃ¼cksichtigt. Der Beklagte hat zwar mitgeteilt, dass den
Feststellungen in den beiden Gutachten Ã¼berwiegend gefolgt werden kÃ¶nne,
dass allerdings bei der Beurteilung des Diabetes von den Feststellungen von Dr. F.
abgewichen werde und stattdessen nach wie vor ein GdB von 30 zugrundegelegt
werde. Es handele sich um eine Typ II Diabetes. Aus der Tagung der Sektion
Versorgungsmedizin am 07./08.11.2001 gehe als begutachtungsrelevanter
Beschluss hervor, dass die Bewertung des Diabetes mellitus primÃ¤r vom Typ und
der jeweiligen AusprÃ¤gung und Auswirkung der StoffwechselstÃ¶rung und nur
sekundÃ¤r von der Art der Behandlung abhÃ¤ngig sei. Werde ein Typ II Diabetes
mellitus allein mit Insulin behandelt und sei er unter dieser Behandlung ausreichend
eingestellt, komme nur ein GdB von 30 in Betracht. Dies sei nach dem Gutachten
der Fall, sodass der Gesamt-GdB nur 40 betrage.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt
der Gerichtsakte und der Verwaltungsakte des Beklagten Bezug genommen, die
vorgelegen haben und Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen sind.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Klage ist begrÃ¼ndet.

Der KlÃ¤ger ist durch den angefochtenen Bescheid beschwert im Sinne von Â§ 54
Abs. 2 Satz 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG). Der Bescheid ist rechtswidrig. Der KlÃ¤ger
hat Anspruch auf Feststellung eines hÃ¶heren GdB als 40 wegen wesentlicher
Ã�nderungen der gesundheitlichen VerhÃ¤ltnisse im Vergleich zu den
Feststellungen vom 24.07.2000 nach Â§Â§ 48 Abs. 1 SGB X, 2 Abs. 1, 69 Abs. 3 SGB
IX.

GemÃ¤Ã� Â§ 48 Abs. 1 Satz 1 SGB X ist ein Verwaltungsakt mit Dauerwirkung fÃ¼r
die Zukunft aufzuheben, wenn in den tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen
VerhÃ¤ltnissen, die bei seinem Erlass vorgelegen haben, eine wesentliche
Ã�nderung eintritt. Diese Voraussetzungen sind bei dem KlÃ¤ger gegeben, und
zwar in einem hÃ¶heren MaÃ�e, als der Beklagte durch den angefochtenen
Bescheid mit einem GdB von 40 Rechnung getragen hat.

Allerdings ist bezÃ¼glich der orthopÃ¤dischen BeeintrÃ¤chtigung keine wesentliche
Ã�nderung eingetreten. Das BG-Leiden ist nach den Feststellungen des
orthopÃ¤dischen SachverstÃ¤ndigen Dr. P. mit einem GdB von 20 entsprechend der
Bewertung der GroLa-BG angemessen eingeschÃ¤tzt. Als Folge des BG-Unfalls
bestehen am linken Unterschenkel deutlich sichtbare VerschmÃ¤chtigungen der
Wadenmuskulatur mit einem geringfÃ¼gig gestÃ¶rten Hautkolorit, einer
Druckempfindlichkeit der Sprunggelenksregion, einer geringen
Druckempfindlichkeit der Achillessehne, einer geringfÃ¼gigen InstabilitÃ¤t des
kollateralen Bandapparates am Sprunggelenk und einer eingeschrÃ¤nkten aktiven
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und passiven Hebe-/BeugefÃ¤higkeit des Sprunggelenkes. Auch die Weichteile des
linken FuÃ�es wirken verschmÃ¤chtigt, der Knochenbau geringfÃ¼gig deformiert,
sodass sich eine deutlich erhÃ¶hte Beschwielung am GroÃ�zehenballen zeigt. Die
RÃ¶ntgenaufnahmen zeigen eine Verplumpung des distalen Schienbeins und des
distalen Wadenbeins sowie eine geringfÃ¼gige UnregelmÃ¤Ã�igkeit der
Malleolengabel mit eben beginnenden Arthrosezeichen und einem Aufbrauch des
unteren Sprunggelenkes. Der SachverstÃ¤ndige wertet dies insgesamt als zwar
knÃ¶chernd fest ausgeheilte Unterschenkelfraktur allerdings mit Entwicklung einer
oberen und unteren Sprunggelenksarthrose links. Auch wenn die
BewegungseinschrÃ¤nkung im oberen Sprunggelenk nicht das in den
"Anhaltspunkten fÃ¼r die Ã¤rztliche GutachtertÃ¤tigkeit im sozialen
EntschÃ¤digungsrecht und nach dem Schwerbehindertengesetz 1996" (im
Folgenden AHP genannt) in Ziffer 26.18, Seite 152 f, genannte MaÃ� einer
BewegungseinschrÃ¤nkung stÃ¤rkeren Grades erreicht, ist fÃ¼r die
EinschrÃ¤nkung beider Sprunggelenke i.V.m. der vorliegenden Arthrose die
GesamtwÃ¼rdigung analog der Bewertung einer BewegungseinschrÃ¤nkung im
oberen Sprunggelenk stÃ¤rkeren Grades mit einem GdB von 20 zutreffend. Dabei
wird auch die BeinverkÃ¼rzung von 1,8 cm hinreichend berÃ¼cksichtigt.

Auch bezÃ¼glich der EinschÃ¤tzung der WirbelsÃ¤ule mit dem GdB von 20 ist keine
Ã�nderung eingetreten. Der SachverstÃ¤ndige Dr. P. weist darauf hin, dass es sich
um EinschrÃ¤nkungen ausschlieÃ�lich im LendenwirbelsÃ¤ulenbereich handelt.
Zum Zeitpunkt der Untersuchung bestand ein akutes Krankheitsbild ohne sicheren
Nachweis neurologischer AusfÃ¤lle aber mit stÃ¤ndiger Schmerzausstrahlung in das
rechte Bein. Der Finger-Boden-Abstand war wenig pathologisch (5 cm), der Schober-
Index mit 10/15 cm normwertig. Das Aufrichten erfolgte aber unter AbstÃ¼tzung
beider HÃ¤nde an den Oberschenkeln (Klettergriff). Das Zeichen nach LasÃ¨gue ist
negativ, das BerÃ¼hrungsempfinden beider Beine seitengleich und ungestÃ¶rt. Die
RÃ¶ntgenaufnahmen zeigen einen mÃ¤Ã�igen degenerativen Aufbrauch der
unteren LendenwirbelsÃ¤ule bei deutlicher praesacraler Discopathie und
Facettenarthrose. Der SachverstÃ¤ndige hat ausgefÃ¼hrt, dass die
rÃ¶ntgenologisch sichtbaren VerÃ¤nderungen das Krankheitsbild erklÃ¤ren und
rezidivierende Beschwerden wahrscheinlich machen. Insgesamt sind die
VerÃ¤nderungen als mittelgradige funktionelle BeeintrÃ¤chtigungen anzusehen,
fÃ¼r die die AHP in Ziffer 26.18 (S. 140) einen GdB von 20 vorsehen.

Eine wesentliche Ã�nderung ist jedoch in internistischer Hinsicht eingetreten. Hier
ist nunmehr ein Diabetes mellitus vom Typ II zu berÃ¼cksichtigen, der eine
intensivierte Insulinbehandlung erforderlich macht. Zwar ist der Diabetes schon
1999 diagnostiziert worden, hat jedoch eine unterschiedliche medikamentÃ¶se
Behandlung erfahren und wird seit 2001 ausschlieÃ�lich mit Insulin behandelt.
Hierzu hat Dr. F. ausgefÃ¼hrt, dass der zunÃ¤chst eingeleitete medikamentÃ¶se
Therapieversuch nur zu einer unbefriedigenden Blutzuckerlage gefÃ¼hrt hat,
sodass eine ernÃ¤hrungsangepasste Insulintherapie bei gleichzeitiger
Verabreichung einer Tablette Metformin zur Nacht versucht wurde. Allerdings
fÃ¼hrte auch dieser Therapieversuch nicht zu einer ausreichenden Einstellung der
Blutzuckerwerte. Es wurden nach wie vor nach den Mahlzeiten deutlich erhÃ¶hte
Blutzuckerwerte gemessen; zudem waren die NÃ¼chternblutzuckerwerte am
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Morgen in der Regel erhÃ¶ht. Sodann wurde der KlÃ¤ger auf eine weitere
Insulingabe zur Nacht mit einem Langzeitinsulin eingestellt. Der KlÃ¤ger spritzt
seitdem im Rahmen der intensivierten Insulintherapie Normalinsulin mit einem BE-
Faktor von 6 morgens, 6 mittags und 6 abends. Gegen 22 Uhr werden 8-10 BE
Basalinsulin verabreicht. Unter dieser Therapie finden sich zwar immer noch
deutlich erhÃ¶hte NÃ¼chternblutzuckerwerte und auch praeprandiale
Blutzuckerspitzen. Ausweislich des Blutzuckerpasses betragen allerdings die HbA1C-
Werte zwischen 6,8 und 7,5 % und stellen somit eine ausreichend eingestellte
Blutzuckerstoffwechsellage dar. HypoglykÃ¤mien liegen nicht vor. Auch
FolgeschÃ¤den des Diabetes sind noch nicht eingetreten.

Nach den AHP Ziffer 26.15 (S. 119) wird ein Diabetes mellitus, der durch DiÃ¤t und
alleinige Insulinbehandlung gut einstellbar ist, mit einem GdB von 40 bewertet. Erst
bei schwerer Einstellbarkeit oder gelegentlichen ausgeprÃ¤gten HypoglykÃ¤mien
erfolgt die Bewertung mit einem GdB von 50. Der Einzel-GdB von 40 fÃ¼r den
Diabetes wirkt auch auf den Zeitpunkt der Antragstellung zurÃ¼ck, da die
ausfÃ¼hrlichen Schilderungen von Dr. F. zur Therapie gezeigt haben, dass die zuvor
durchgefÃ¼hrten TherapiemaÃ�nahmen unbefriedigend und unzureichend waren.
Nach der Diktion der AHP kann daher nicht davon ausgegangen werden, dass der
Diabetes aufgrund der zuerst durchgefÃ¼hrten Therapien "ausreichend eingestellt"
war; vielmehr hÃ¤tte als geeignete Therapie von Anfang an die intensivierte
Insulintherapie durchgefÃ¼hrt werden mÃ¼ssen. Der GdB von 40 gilt daher bereits
ab dem Zeitpunkt der Antragstellung im Oktober 2000.

Die von den Vorgaben der AHP abweichende Bewertung des Beklagten kann die
Kammer nicht nachvollziehen. Eine Ã�nderung der Ziffer 26.15 AHP zur
EinschÃ¤tzung des Diabetes ist bislang nicht erfolgt. Auch den Bekanntmachungen
im Bundesarbeitsblatt/Bundesversorgungsblatt der letzten Monate ist eine
Ã�nderung der AHP nicht zu entnehmen. Soweit der Beklagte ausweislich der
Stellungnahme seiner Ã¤rztlichen Beraterin Dr. St. vom 31.05.2002 auf einen
abweichenden Beschluss der "Sektion Versorgungsmedizin" vom November 2001
verweist, wird darauf hingewiesen, dass dieser Beschluss bei Gericht nicht bekannt
ist. Die Kammer vermutet aber, dass es sich dabei um ein Protokoll des
sogenannten SachverstÃ¤ndigenbeirats beim Bundesministerium fÃ¼r Arbeit und
Sozialordnung handelt, der gelegentlich tagt und dabei die Anpassung und
Fortschreibung der AHP an die neueren wissenschaftlichen und medizinischen
Erkenntnisse zum Gegenstand hat. Eine gesetzliche Grundlagen Ã¼ber Existenz
oder Aufgabe fÃ¼r diese Einrichtung gibt es nicht, noch nicht einmal eine in
rechtswirksamer Weise verÃ¶ffentlichte GeschÃ¤ftsordnung des
SachverstÃ¤ndigenbeirats, die die Aufgaben, die Einberufung und die
Zusammensetzung des Gremiums bestimmen wÃ¼rde. Der
SachverstÃ¤ndigenbeirat kann daher lediglich als Faktum zur Kenntnis genommen
werden. Aber wÃ¤hrend bislang die Gerichte von Einrichtung und Tagung des
SachverstÃ¤ndigenbeirats Kenntnis durch Ã�bersendung der entsprechenden
Tagungsprotokolle erhielten, ist die Exekutive von dieser Praxis bedauerlicherweise
abgerÃ¼ckt. ErgÃ¤nzende BeiratsbeschlÃ¼sse erhalten die Gerichte seit 2001 nicht
mehr. FÃ¼r diese Vorgehensweise hat sich die Exekutive bewusst entschieden. Der
Kammer liegt ein Schreiben der Bezirksregierung, Abteilung Soziales und Arbeit,
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Landesversorgungsamt, vom 17.05.2002 an die VersorgungsÃ¤mter und andere
vor, in dem es heiÃ�t:

"Nach Absprache mit dem Ministerium fÃ¼r Arbeit und Soziales, Qualifikation und
Technologie des Landes Nordrhein-Westfalen dÃ¼rfen die ausfÃ¼hrlichen
SachverstÃ¤ndigenbeiratsprotokolle nur fÃ¼r den internen Dienstgebrauch an die
VersorgungsÃ¤mter weitergegeben werden. Ich weise jedoch nochmals darauf hin,
dass diese Protokolle nicht an Dritte (AuÃ�engutachter, Sozialrichter â�¦)
weitergeleitet werden dÃ¼rfen."

Die TÃ¤tigkeit des SachverstÃ¤ndigenbeirats findet damit im Verborgenen statt.
Verborgene AktivitÃ¤ten entfalten allerdings keinerlei Rechtswirkung.

Eine derartige Wirkung kann auch nicht dadurch begrÃ¼ndet werden, dass man in
den AHP eine Art Verwaltungsvorschriften sieht, so dass in der Ã�nderung der AHP
letztlich eine Ã�nderung der Verwaltungspraxis zu sehen wÃ¤re. Denn eine
Ã�nderung der Verwaltungspraxis mit Wirkung fÃ¼r die Zukunft ist grundsÃ¤tzlich
mÃ¶glich. Das BSG wertet die RechtsqualitÃ¤t der AHP in stÃ¤ndiger
Rechtsprechung zwar noch nicht einmal als Verwaltungsvorschriften, da den AHP
eine gesetzliche Grundlage fehle, so dass ihnen keinerlei NormqualitÃ¤t zukomme
(BSG Urt.v. 23.06.1993, 9/9a RVs 1/91, BSGE 72, 285; Urt.v. 11.10.1994, 9 RVs 1/93
, BSGE 75, 176; Urt.v. 09.04.1997, 9 RVs 4/95 Breithaupt 1998, 210 m.w. N.),
sondern sieht in ihnen vielmehr "antizipierte SachverstÃ¤ndigengutachten", die in
der Praxis wie Richtlinien fÃ¼r die Ã¤rztliche GutachtertÃ¤tigkeit wirkten, deshalb
normÃ¤hnliche Auswirkung hÃ¤tten und im Interesse einer gleichmÃ¤Ã�igen
Rechtsanwendung wie untergesetzliche Normen anzuwenden und wie solche auch
auf ihre RechtmÃ¤Ã�igkeit zu prÃ¼fen seien. In der Sache handelt es sich damit
gleichwohl um Verwaltungsvorschriften, denn im Unterschied zu den in der
Rechtsordnung bekannten "echten" antizipierten SachverstÃ¤ndigengut- achten wie
TA-Luft und TA-Wasser fehlt es den AHP an einer ErmÃ¤chtigungsgrundlage (s. aber
Â§ 48 BImSchG). Aber auch die Ã�nderung von Verwaltungsvorschriften unterliegt
EinschrÃ¤nkungen. UnabhÃ¤ngig davon, dass die Ã�nderung von
ermessenslenkenden und gesetzesvertretenden Verwaltungsvorschriften (allein
dieser Kategorie kommen die AHP in ihrer Wirkung gleich) materiell-rechtlich aus
willkÃ¼rfreien, d.h. sachlichen GrÃ¼nden geÃ¤ndert werden kÃ¶nnen (vgl. 
BVerwGE 104, 220, 223), bedarf es auch einer formell wirksamen Ã�nderung. Die
formell wirksame Ã�nderung einer Verwaltungsvorschrift, der erhebliche
AuÃ�enwirkung zukommt, setzt allerdings voraus, dass die Ã¤ndernde Vorschrift in
der Form ergehen muss, in der die abzuÃ¤ndernde Verwaltungsvorschrift ergehen
musste (Maurer, Allgemeines Verwaltungsrecht, 13. Aufl. 2000, Â§ 24 Rn. 24;
OssenbÃ¼hl, Verwaltungsvorschriften und Grundgesetz, 1968, S. 467). Die AHP
1996 sind 1996 vom herausgebenden Bundesministerium fÃ¼r Arbeit und
Sozialordnung durch Drucklegung allgemein Ã¶ffentlich zugÃ¤ngig gemacht worden
und waren bislang als Buch beim Verlag KÃ¶llen Druck und Verlag GmbH zu
erwerben; mittlerweile erfolgt die Abwicklung des Vertriebs Ã¼ber das
Bundesministerium fÃ¼r Arbeit und Sozialordnung. Des weiteren kÃ¶nnen sie in
vollstÃ¤ndiger Form als BroschÃ¼re vom Landschaftsverband Rheinland bezogen
werden. Aus vielen Verfahren ist der Kammer bekannt, dass eine Vielzahl besonders
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unvertretener KlÃ¤ger eine gedruckte Fassung der AHP vorliegen haben und sich in
ihrer Argumentation auf diese beziehen. Es ist unzweifelhaft, dass die AHP in der
Ã�ffentlichkeit einen hohen Bekanntheitsgrad haben, der im Ã�brigen von Seiten
der Exekutive aktiv und bewuÃ�t herbeigefÃ¼hrt worden ist. Dies zeigt, dass es
sich bei den AHP also keineswegs um ausschlieÃ�lich nach innen gerichtete
Verwaltungsanweisungen handelt, die jederzeit durch rein interne
Dienstanweisungen geÃ¤ndert werden kÃ¶nnten. Es gilt vielmehr, dass eine
Ã�nderung der in den AHP aufgestellten Bewertungskriterien Ã¶ffentlich gemacht
werden muss, wobei die Form der VerÃ¶ffentlichung dem Umstand des hohen
Bekanntheitsgrades der AHP selbst in angemessener Weise Rechnung tragen muss.
Denn um eine Ã�nderung der AHP handelt es sich hier, weil die AHP bei der
Bewertung des Diabetes mellitus den Grad der Behinderung allein von der
durchgefÃ¼hrten Medikation abhÃ¤ngig machen. FÃ¼r einen durch DiÃ¤t und
alleinige Insulinbehandlung gut einstellbaren Diabetes sehen die AHP einen GdB
von 40 vor; eine Unterscheidung nach dem Typ des Diabetes wird nicht getroffen
und ist nach der Systematik der AHP in diesem Punkt auch sachfremd.

Eine wirksame Ã�nderung der AHP kann auch nicht darin gesehen werden, dass die
AHP "antizipierte SachverstÃ¤ndigengutachten" darstellen und der
SachverstÃ¤ndigenbeirat (mÃ¶glicherweise) eine Ã�nderung beschlossen hat. Als
antizipierte SachverstÃ¤ndigengutachten stehen die AHP unter einer besonderen
inhaltlichen Ã�berprÃ¼fung. Denn wenn nach der Rechtsprechung des BSG davon
auszugehen ist, dass die AHP dem aktuellen Stand der sozialmedizinischen
Wissenschaft entsprechen, wird offensichtlich, dass es fÃ¼r eine Ã�nderung der
AHP zugleich der Darlegung der sich geÃ¤nderten medizinisch-wissenschaftlichen
Auffassung bedarf. Allein die Mitteilung, dass eine konkrete Behinderung numehr
mit einem anderen GdB als zuvor bewertet wird, reicht diesen Anforderungen nicht
aus (vgl. Sozialgericht DÃ¼sseldorf, Urt. v. 13.02.2002, S 31 SB 282/01 mit
zutreffenden ErwÃ¤gungen zur fehlenden Transparenz der AHP und der
Beschlusspraxis des SachverstÃ¤ndigenbeirats). Denn es ist nicht nachvollziehbar,
dass und inwiefern eine bestimmte Behinderung in der sozialmedizinischen
Wissenschaft eine andere Bewertung erfahren hat.

Zu einer weiteren wesentlichen Ã�nderung i.S.d Â§ 48 Abs. SGB X ist es durch das
Auftreten der ekzematÃ¶sen VerÃ¤nderung der rechten Hand gekommen. Hier
bestehen schubweise auftretende Schuppungen, RÃ¶tungen und ein Juckreiz der
rechten HandinnenflÃ¤che. Zur Therapie werden harnstoffhaltige Salben
aufgetragen, die eine Besserung bewirken. Nach den AHP Ziffer 26.17 (S. 129)
werden Kontaktekzeme mit geringer Ausdehnung und bis zu zweimal im Jahr fÃ¼r
wenige Wochen auftretend mit einem GdB von 0 â�� 10 bewertet, bei hÃ¤ufigerem
Auftreten mit einem GdB-Rahmen von 20 â�� 30. Im Hinblick auf die bislang gute
Therapierbarkeit ist die Bewertung mit einem GdB in HÃ¶he von 10 durch den
SachverstÃ¤ndigen angemessen.

Unter BerÃ¼cksichtigung sÃ¤mtlicher bei dem KlÃ¤ger bestehender Leiden ist der
Gesamt-GdB mit 50 zu bewerten. Dabei werden folgende
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen berÃ¼cksichtigt:
Diabetes mellitus, intensivierte Insulinbehandlung (Einzel-GdB 40); Lumbalsyndrom,
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rechtsbetont (Einzel-GdB 20); unter leichter VerkÃ¼rzung knÃ¶chern fest verheilte
Unterschenkelfraktur links mit nachfolgend oberer und unterer
Sprunggelenksarthrose mit BewegungseinschrÃ¤nkung und
MuskelverschmÃ¤chtigung (Einzel-GdB 20); ekzematÃ¶se VerÃ¤nderung rechte
Hand (Einzel-GdB 10).

Nach den GrundsÃ¤tzen der AHP ist der Gesamt-GdB nicht durch die Addition der
einzelnen GdB-Werte sondern nach den Auswirkungen der FunktionsstÃ¶rungen in
ihrer Gesamtheit unter BerÃ¼cksichtigung ihrer wechselseitigen Beziehungen
zueinander zu ermitteln. Dabei ist in der Regel von der FunktionsbeeintrÃ¤chtigung
auszugehen, die den hÃ¶chsten Einzel-GdB bedingt, und im Hinblick auf alle
weiteren FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen zu prÃ¼fen, ob und inwieweit hierdurch
das AusmaÃ� der Gesamt-Behinderung grÃ¶Ã�er wird. Leichte
GesundheitsstÃ¶rungen, die nur einen Einzel-GdB von 10 bedingen, fÃ¼hren in der
Regel nicht zu einer wesentlichen Zunahme des Gesamt-GdB. Auch bei leichten
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen mit einem GdB von 20 ist es vielfach nicht
gerechtfertigt, auf eine wesentliche Zunahme des AusmaÃ�es der Behinderung zu
schlieÃ�en (vgl. Nr. 19 Ziffer 4 AHP).

Hiervon ausgehend sind bei dem KlÃ¤ger drei relevante Behinderungen zu
berÃ¼cksichtigen, nÃ¤mlich der Diabetes mit dem Einzel-GdB von 40 und das
WirbelsÃ¤ulenleiden sowie die Folgen des BG-Unfalls mit einem Einzel-GdB von
jeweils 20. Dabei hat der orthopÃ¤dische SachverstÃ¤ndige Dr. P. ausgefÃ¼hrt,
dass sich das WirbelsÃ¤ulenleiden und die Folgen der Unterschenkelfraktur
mitunter ungÃ¼nstig beeinflussen, weil die Gangasymmetrie wegen der Folgen der
Unterschenkelfraktur einen Risikofaktor fÃ¼r ein vermehrtes und verstÃ¤rktes
Auftreten von LendenwirbelsÃ¤ulenbeschwerden darstellt. Andererseits kann der
KlÃ¤ger in der Phase der LendenwirbelsÃ¤ulenbeschwerden sein KÃ¶rpergewicht
und seine kÃ¶rperliche Balance nicht ausreichend und effektiv schmerzlindernd
verlagern, da dies durch die Erkrankung des linken Beines limitiert wird. Der
Diabetes mellitus ist von beiden orthopÃ¤dischen FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen
unabhÃ¤ngig zu sehen und zu bewerten. Ausgehend von dem hÃ¶chsten Einzel-GdB
von 40 sind die orthopÃ¤dischen BeeintrÃ¤chtigungen angemessen zu
berÃ¼cksichtigen, da sie zusammen im Hinblick auf ihre ungÃ¼nstige
Wechselwirkung nicht mehr eine nur noch leichte FunktionsbeeintrÃ¤chtigung
darstellen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 12.08.2003

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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